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In der Schweiz und in Liechten-
stein sind dem Bundesamt für 
Gesundheit (BAG) gestern inner-
halb von 24 Stunden 1491 neue 
Coronavirus-Ansteckungen ge-
meldet worden. Gleichzeitig  
registrierte das BAG 14 neue To-
desfälle und 41 Spitaleinweisun-
gen. Am Dienstag waren 1378 
neue Ansteckungen gemeldet 
worden sowie 13 neue Todesfälle 
und 61 Spitaleinweisungen. 

Die Positivitätsrate für die ver-
gangenen zwei Wochen lag bei 
4,9 Prozent. Im gleichen Zeit-
raum wurden pro 100 000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner 
170,92 laborbestätigte Coronavi-
rus-Infektionen gemeldet. Die 
Reproduktionszahl R, die angibt, 
wie viele Personen eine infizierte 
Person im Durchschnitt an-
steckt, lag vor rund zehn Tagen 
bei 1,09. 

Insgesamt wurden bis Montag-
abend 1 218 200 Impfdosen an die 
Kantone und Liechtenstein ausge-
liefert. Davon wurden 951 804 
Dosen verabreicht. 332 585 Perso-
nen sind bereits vollständig ge-
impft. 

Weitere Impfdosen bestellt 
Die Schweiz hat weitere drei Mil-
lionen Impfdosen der Hersteller 
Pfizer/Biontech gekauft. Eine 
Million davon werde den Kanto-
nen bereits im April, Mai und 
Juni zur Verfügung stehen, kün-
digte Gesundheitsminister Alain 
Berset gestern auf Twitter an. 
Insgesamt hat die Schweiz damit 
Verträge für 35,8 Millionen Impf-
dosen abgeschlossen. Neben den 
mittlerweile 6 Millionen Dosen 
von Pfizer/Biontech hat sie sich 
auch 13,5 Millionen Dosen des 
US-Pharmaunternehmens Mo-
derna gesichert. 

Dazu kommen 5,3 Millionen 
Dosen der britisch-schwedi-
schen Firma Astratzeneca, die 
auf die Zulassung des Schweize-
rischen Heilmittelinstituts Swiss-
medic wartet, und 11 Millionen 
Dosen der beiden Impfstoffe von 
Curevac und Novavac. Beide ha-
ben jedoch weiterhin noch kein 
Zulassungsgesuch gestellt, wie 
Swissmedic auf Anfrage der 
Nachrichtenagentur Keystone-
SDA bestätigte. Astrazeneca 
hatte das Gesuch für ihr deutlich 
billigeres und einfacher lagerba-
res Vakzin bereits im Oktober 

eingereicht. BAG-Direktorin 
Anne Lévy gab gestern gegen-
über dem «Tages-Anzeiger» 
ihrer Hoffnung Ausdruck, dass 
auch dieser Impfstoff bald zuge-
lassen werde. 

Neue Länder auf der Liste 
Die Schweiz hat ihre Quarantä-
neliste erneut angepasst. Ab 
22. März müssen Personen aus 
19 neuen Ländern oder Gebie-
ten nach der Einreise in die 
Schweiz in Quarantäne. Spanien 
und Portugal sind nicht mehr auf 
der Liste. Neu auf der Liste ste-
hen ab 22. März auch die EU-
Länder Bulgarien, Polen, Rumä-
nien, Ungarn und Zypern, wie 
das BAG gestern mitteilte. In den 
Nachbarländern Frankreich und 
Deutschland ist neu je ein Gebiet 

aufgeführt. In Frankreich ist es 
Korsika, in Deutschland das Bun-
desland Thüringen. In Italien 
sind neu die Regionen Basilikata, 
Latium und Venetien auf der 
Liste, in Österreich das Burgen-
land, Oberösterreich und Wien. 

Spitäler weiter unter Druck 
Die Schweizerische Gesell-
schaft für Intensivmedizin (SGI) 
teilte gestern mit, aktuell sei 
zwar eine leichte Entlastung der 
schweizweit verfügbaren inten-
sivmedizinischen Kapazitäten 
feststellbar, dennoch blieben 
die Intensivstationen und das 
gesamte Gesundheitswesen 
stark gefordert. Dies einerseits 
durch Langzeit-Covid-19-Pa-
tientinnen und -Patienten, an-
dererseits durch verschobene 

Eingriffe und Behandlungen, 
die nun nachgeholt werden 
müssten. 

Die seit einem Jahr «äusserst 
stark beanspruchten und ent-
sprechend müden» Behand-
lungsteams der Intensivstatio-
nen stünden also nach wie vor 
unter hohem Druck, schrieb die 
SGI.  

Es gelte, die Auswirkungen 
der Lockerungen sorgfältig zu 
beobachten und die nationalen 
und internationalen Entwick-
lungen aufmerksam zu verfol-
gen, um einen erneuten Anstieg 
an Infektionen schnellstmöglich 
zu verhindern. Denn dieser 
würde verzögert zu einer weite-
ren Zunahme an kritisch kran-
ken Covid-19-Patienten auf den 
Intensivstationen führen. sda

Verträge für 36 Millionen Impfdosen 
Coronavirus Die Schwelle von 1000 Coronafällen pro Tag rückt wieder in die Ferne. Gleichzeitig konnte die 
Schweiz weitere Impfstoffdosen kaufen. Wann diese geliefert werden, ist allerdings nicht sicher.

In der Wartezone: Die Schweiz hat mehr als genug Impfstoff gekauft. Ob und wann geliefert wird, ist unsicher. KEYSTONE

Bern National- und Ständerat 
sind sich einig: Das Gesetz 
gegen Geldwäscherei soll nur 
minimal verschärft werden. 
Ein Erfolg der Finanz- und  
der Rechtsbranche. 

Das Parlament will das Geldwä-
schereigesetz in einigen Punkten 
verschärfen, lehnt aber neue Re-
geln für Anwälte, Notare und an-
dere Berater ab. Gestern hat der 
Ständerat die letzte Differenz in 
der Vorlage bereinigt. Diese ist 
nun bereit für die Schlussabstim-
mungen. Den Weg für eine mehr-
heitsfähige Lösung ebnete ver-
gangene Woche der Nationalrat, 
indem er weitgehend den Vor-
schlägen des Ständerats folgte. 
Schliesslich setzte sich in beiden 
Räten eine bürgerliche Mehrheit 
durch, die dem Credo folgte: 
«Lieber eine kleine Reform als 
keine Reform.» Noch im vergan-
genen Oktober drohte das Gesetz 

an einer Links-Rechts-Allianz zu 
scheitern. SP und Grüne argu-
mentierten damals wie heute, das 
Gesetz sei derart verwässert, dass 
es keine Verbesserung bringe. 

Kurz vor dem definitiven 
Scheitern schwenkte die SVP, 
welche grundsätzlich keinen 
Handlungsbedarf sieht, um. Sie 
befand, dass die Lösung des 
Ständerats tragfähig sei. Man 
wolle dem Ruf des Schweizer Fi-
nanzplatzes folgen, der eine 
schlichte Reform unterstütze. 

Anwälte und Treuhänder 
weiterhin nicht tangiert 
Die kleine Kammer hatte im 
Herbst der Kritik der Rechts-
branche Rechnung getragen, 
dass auch Anwältinnen und An-
wälte unter das geänderte Gesetz 
fallen sollten. Sie strich die ent-
sprechenden Bestimmungen in 
der Herbstsession aus der Vor-
lage. Anwälte und Treuhänder 

sollen also auch künftig nicht 
den Sorgfaltspflichten des Geld-
wäschereigesetzes unterstehen. 

Die Bürgerlichen im National-
rat bezeichneten die Lösung des 
Ständerats als Kompromiss. Die 
vorliegende Reform sei ein erster 
Schritt, mit dem die meisten 
internationalen Empfehlungen 
umgesetzt würden. 

Weitere Verschärfungen des 
Gesetzes, wie sie der Bundesrat 
vorsah, waren in den Räten 
ebenfalls nicht mehrheitsfähig. 
So wird der Schwellenwert für 
Barbezahlungen im Edelmetall- 
und Edelsteinhandel von heute 
100 000 Franken nicht gesenkt. 
Der Anwendungsbereich des 
Geldwäschereigesetzes wird 
auch nicht auf jene Personen 
ausgedehnt, die gewerbsmässig 
Schmelzprodukte herstellen. Die 
betroffene Branche und die Rats-
linke wünschten sich neue Regu-
lierungen. Obwohl das Anliegen 

auch in der Mitte Sympathien ge-
noss, wurde es schliesslich abge-
lehnt – zugunsten einer raschen 
Reform. Es ging um den «kleins-
ten gemeinsamen Nenner», wie 
in den beiden Räten immer wie-
der zu hören war. 

Hart bei Vereinen, 
schwammig bei Banken 
Unter dem Strich verbleiben nur 
noch wenige Anpassungen. Im 
Visier sind etwa Vereine, die im 
Ausland an der Sammlung oder 
Verteilung von Geldern zu karita-
tiven Zwecken beteiligt sind – 
und damit einem erhöhten Ri-
siko für Terrorismusfinanzierung 
und Geldwäscherei ausgesetzt 
sind. Sie sollen neue Vorschriften 
einhalten müssen. 

Offen blieb bis zuletzt die 
Frage, wann Banken und andere 
Finanzintermediäre einen Ver-
dacht auf Geldwäscherei melden 
müssen. Heute reicht dafür ein 

einfacher Verdacht aus, dass Gel-
der aus krimineller Herkunft 
stammen könnten. Neu müssen 
Banken «einen konkreten Hin-
weis oder mehrere Anhalts-
punkte» auf kriminelle Gelder 
haben, die «aufgrund zusätzli-
cher Abklärungen nicht ausge-
räumt werden können». Erst 
dann sind sie verpflichtet, die 
Meldestelle für Geldwäscherei 
(MROS) über ihren Verdacht zu 
informieren. Der Ständerat 
stimmte seiner eigenen, vom Na-
tionalrat leicht verschärften Lö-
sung stillschweigend zu. 

Nach Verabschiedung der 
Mini-Reform durch das Parla-
ment dürfte der Druck auf die 
Schweiz hoch bleiben, ihre Geld-
wäschereiregeln weiter zu ver-
schärfen. Die «Groupe d’action 
financière» (Gafi) – eine Arbeits-
gruppe der G7-Staaten – hat den 
Schweizer Finanzplatz seit länge-
rem im Auge. sda

Mit Samthandschuhen gegen Geldwäscherei

Parlament will 
dem Wolf an 
den Kragen 
Bern Nach dem Nein zum 
revidierten Jagdgesetz will 
das Parlament den Schutz vor 
dem Wolf verbessern. 

Das Parlament will nach dem 
Nein des Stimmvolks zum revi-
dierten Jagdgesetz keine neue 
Vorlage lancieren. Es fordert je-
doch Massnahmen per Verord-
nung, damit Wölfe in Schranken 
gehalten und Herden geschützt 
werden können. Gestern hiess 
der Nationalrat eine entspre-
chende Motion seiner Umwelt-
kommission (Urek-N) mit 136 zu 
36 Stimmen und bei 17 Enthal-
tungen gut. Der Ständerat hatte 
am Dienstag eine identische Mo-
tion seiner Urek-S gutgeheissen. 

Die Motionen waren unter 
dem Titel «geregelte Koexistenz 
zwischen Menschen, Grossraub-
tieren und Nutztieren» einge-
reicht worden. Mit den Vorstös-
sen werden Anpassungen ver-
langt, damit Wölfe, die Nutztiere 
gerissen haben, rascher geschos-
sen werden dürfen. Der Bundes-
rat soll im Rahmen des gelten-
den Rechts Massnahmen zum 
Schutz von Nutztieren treffen. 
Wölfe sollen Menschen unter 
keinen Umständen gefährden. 

Namens der Mehrheit erinnerte 
Christine Bulliard (CVP/FR) an 
die beiden Wölfe, die Anfang 
März in Obersaxen im Skigebiet 
gesichtet worden waren. 

Lösung bis im Sommer 
Das Nein zum Jagdgesetz gelte es 
zu respektieren, sagte Umwelt-
ministerin Simonetta Somma-
ruga in der zeitweise emotiona-
len Debatte. Es sei aber keine 
Lösung, nichts zu machen – ge-
rade in den Berggebieten. Bis im 
Sommer soll eine Lösung im 
Rahmen des bestehenden Ge-
setzes zustande kommen. 

Das Jagdgesetz wurde im ver-
gangenen September an der Urne 
abgelehnt. Bei einem Ja hätten 
Wölfe präventiv geschossen wer-
den dürfen, also auch dann, wenn 
sie noch gar keinen Schaden an-
gerichtet haben. Die Gegnerin-
nen und Gegner sprachen von 
«Abschüssen auf Vorrat». 

Mit den neuen Regeln zum Um-
gang mit dem Wolf wollten Bun-
desrat und eine Mehrheit im Par-
lament das Jagdgesetz von 1986 
der Aktualität anpassen. Damals 
gab es keine Wölfe mehr in der 
Schweiz. Die Urek-S geht davon 
aus, dass mittlerweile rund 100 
Wölfe in der Schweiz leben. sda

Maudet erhält 
Departement 
nicht zurück 
Genf Der Genfer Staatsrat Pierre 
Maudet wird nicht mehr an die 
Spitze des Departementes für 
Wirtschaftsförderung zurückkeh-
ren. Seine Regierungskollegen 
folgten damit gestern einer Emp-
fehlung von Alt-Bundesrichter 
Jean Fonjallaz. Nach zwei alar-
mierenden Befunden zum Perso-
nalmanagament in Maudets De-
partement hatte der Regierungs-
rat Fonjallaz beauftragt, die 
Arbeitsweise des in Ungnade ge-
fallenen Staatsrates zwischen Ja-
nuar 2019 und Oktober 2020 zu 
analysieren. Am Sonntag sorgte 
Maudet mit dem zweiten Platz in 
der ersten Runde der Ersatzwahl  
für eine Überraschung. Er kam 
hinter der Grünen Fabienne Fi-
scher und weit vor dem FDP-Kan-
didaten Cyril Aellen auf Platz 
zwei. Für den zweiten Wahlgang 
am 28. März ist alles offen. sda

Mehr Geld  
für Härtefälle 
Das Parlament will zur Bewälti-

gung der Coronapandemie wei-

tere 14,375 Milliarden Franken 

an Bundesgeldern zur Verfü-

gung stellen. Nach dem Natio-

nalrat hat gestern auch der 

Ständerat entsprechende 

Nachtragskredite zum Budget 

2021 bewilligt. Dabei fallen die 

Erhöhung des Bundesbetrags 

für die kantonalen Härtefall-

massnahmen (6,3 Milliarden 

Franken) und der Beitrag an die 

Arbeitslosenversicherung zur 

Deckung der Kurzarbeitsent-

schädigung im Jahr 2021 (6 Mil-

liarden Franken) am meisten ins 

Gewicht. sda


